
Auszug aus der Thüringer Verordnung zur Bestimmung von Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 
des Innenministeriums  

§ 2  
Ausländerrecht  

(1) Ausländerbehörden nach § 71 Abs. 1 Satz 1 AufenthG sind die Landkreise und kreisfreien Städte 
jeweils im übertragenen Wirkungskreis sowie das Landesverwaltungsamt.  

(2) Sachlich zuständig sind die Landkreise und kreisfreien Städte, soweit nichts anderes bestimmt ist.  

(3) Das Landesverwaltungsamt ist nach § 71 Abs. 1 Satz 2 AufenthG für die organisatorische 
Vorbereitung der Zurückschiebung oder Abschiebung von Ausländern mit Ausnahme der Beschaffung 
von Heimreisedokumenten zuständig.  

Auszug aus dem Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von 
Ausländern im Bundesgebiet 

§ 1 Zweck des Gesetzes; Anwendungsbereich 

(1) Das Gesetz dient der Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von Ausländern in die Bundesrepublik 
Deutschland. Es ermöglicht und gestaltet Zuwanderung unter Berücksichtigung der Aufnahme- und 
Integrationsfähigkeit sowie der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland. Das Gesetz dient zugleich der Erfüllung der humanitären 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland. Es regelt hierzu die Einreise, den Aufenthalt, die 
Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern. Die Regelungen in anderen Gesetzen bleiben 
unberührt. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Ausländer,  

1. deren Rechtsstellung von dem Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit von Unionsbürgern 
geregelt ist, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist, 

2. die nach Maßgabe der §§ 18 bis 20 des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht der deutschen 
Gerichtsbarkeit unterliegen, 

3. soweit sie nach Maßgabe völkerrechtlicher Verträge für den diplomatischen und konsularischen 
Verkehr und für die Tätigkeit internationaler Organisationen und Einrichtungen von 
Einwanderungsbeschränkungen, von der Verpflichtung, ihren Aufenthalt der Ausländerbehörde 
anzuzeigen und dem Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit sind und wenn Gegenseitigkeit 
besteht, sofern die Befreiungen davon abhängig gemacht werden können. 

Auszug aus dem Grundgesetz 

Art 3 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile 
hin. 

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 
benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. 
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